
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ : nein

AGBG §§ 9 Bl, 11 Nr. 5, 24

Eine in Allgemeinen Geschäftsbedingungen getroffene 
Regelung, nach der die nicht fällige Kapitalrest­
schuld bei nicht pünktlicher oder nicht vollständi­
ger Zahlung von Zins- oder Tilgungsleistungen mit 
6 % über dem jeweiligen Diskontsatz der Deutschen 
Bundesbank, mindestens 9 % p.a., zu verzinsen ist, 
benachteiligt den Schuldner entgegen den Geboten von 
Treu und Glauben unangemessen und ist daher unwirk­
sam.
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 28. Mai 1984 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Krohn und die 
Richter Dr. Tidow, Kröner, Boujong 
und Dr. Halstenberg

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Schluß­
urteil des 3. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts Celle vom 20. Oktober 1982 wird in 
Höhe eines Betrages von 13.854,17 DM nebst 
Zinsen zurückgewiesen.

Im übrigen wird das vorbezeichnete Urteil auf­
gehoben.

Insoweit wird die Sache zu anderweiten Ver­
handlung und Entscheidung, auch über die Ko­
sten des Revisionsrechtszuges, an das Beru­
fungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Klägerin nimmt den Beklagten aus einer selbst­
schuldnerischen Bürgschaft über 500.000 DM zuzüglich 
Zinsen, Provisionen und Kosten in Anspruch, die der Be­
klagte am 1. Dezember 1978 für zwei Kredite übernommen 
hat, die der Firma F A -  und A f l N H I H A  GmbH & Co. KG -
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künftig FAC - von der Klägerin gewährt worden sind.

Das Berufungsgericht hat den Beklagten durch rechts­
kräftiges Teil- und Grundurteil vom 30. Juni 1982 zur Zah­
lung der Hauptsumme nebst Zinsen seit dem 16. April 1981 
verurteilt und weiter entschieden, daß der Beklagte dem 
Grunde nach verpflichtet ist, die auf die Hauptsumme 
bis zum 15. April 1981 angefallenen Zinsen, Provisionen 
und Kosten zu zahlen.

Die Klägerin hat den anteilig auf die Hauptsumme 
der Bürgschaft des Beklagten entfallenden Betrag der 
bis zum 15. April 1981 entstandenen Zinsen und Provisionen 
mit zusammen 106.774,60 DM beziffert und ihn als Hauptfor­
derung nebst 4 % Zinsen ab Rechtshängigkeit geltend ge­
macht.

Die Klägerin hat vorgetragen, nach Nr. V der als 
Anlage zum Kreditvertrag vom 27. März 1978 genommenen 
"Allgemeinen Bedingungen für langfristige Darlehen” stün­
den ihr ab Eintritt des Verzuges der FAC mit einer Zins­
rate Verzugszinsen auch auf das Darlehenskapital zu, ob­
wohl das Darlehen erst später gekündigt und zur Rückzah­
lung fällig gestellt worden sei.

Nr. V dieser Bedingungen lautet:

"Werden Zins- und Tilgungsleistungen nicht 
pünktlich und vollständig erbracht oder 
wird das Kapital bei Fälligkeit nicht 
fristgemäß zurückgezahlt, so ist die Ka­
pitalrestschuld mit 6 % p.a. über dem je­
weiligen Diskontsatz der Deutschen Bundes­
bank, mindestens 9 % p.a., für die Dauer 
des Verzugs zu verzinsen. Die Geltendma­
chung weiterer Verzugsschäden bleibt Vor­
behalten." ■ ■■■■■ ..



Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Be- 
rungsgericht hat den Beklagten zur Zahlung von 
33.951,39 DM nebst Zinsen verurteilt und die weiterge­
hende Klage abgewiesen. Mit der Revision erstrebt der 
Beklagte die Wiederherstellung des landgerichtlichen 
Urteils. Die Klägerin beantragt, die Revision zurück­
zuweisen.

Entscheidungsgründe

I.

Nachdem das Teil- und Grundurteil des Berufungsge­
richts vom 30. Juni 1982 hinsichtlich der bis zum 
15. April 1981 angefallenen Zinsen, Provisionen und Ko­
sten rechtskräftig ist und die Darlehenszinsen sowie 
Bürgschaftsgebühren keine Streitpunkte mehr sind, ist 
nur noch über die Berechtigung zur Forderung von Ver­
zugszinsen in Höhe von 70.097,22 DM gemäß Nr. V der 
"Allgemeinen Bedingungen für langfristige Darlehen" - 
künftig: "Allgemeine Bedingungen" - zu entscheiden.

n.

Nach Auffassung des Berufungsgerichts verstößt 
die zwischen der Klägerin und der' FAC vereinbarte Nr. V
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der "Allgemeinen Bedingungen" nicht gegen Bestimmungen 
des Gesetzes zur Regelung des Rechts der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen. Es meint, diese Klausel sei weder 
unklar noch überraschend. Auch benachteilige sie den Kre­
ditnehmer nicht unangemessen. Diese Ausführungen halten 
den Angriffen der Revision nicht stand.

1. Rechtsbedenkenfrei hat das Berufungsgericht die 
"Allgemeinen Bedingungen" als Allgemeine Geschäftsbe­
dingungen im Sinne des AGB-Gesetzes angesehen und anhand 
dieses Gesetzes geprüft. Nach seinen Feststellungen wird 
die Verwendung dieser Bedingungen vom Land Niedersachsen 
grundsätzlich bei - wie hier - landesverbürgten Krediten 
verlangt. Da diese Bedingungen für privatrechtlich aus­
gestaltete Vereinbarungen vorgesehen sind, fallen sie 
uneingeschränkt unter § 1 AGBG (Ulmer in Ulmer/Brandner/ 
Hensen AGBG 4.' Aufl. §1  Rn. 73).

Für diese rechtliche Einordnung der "Allgemeinen Be­
dingungen" ist es ohne Bedeutung, daß hier die Höhe der 
Darlehenssumme, die Laufzeit des Darlehens und seine Ver­
zinsung individuell ausgehandelt worden sind. Das nimmt 
nach § 1 Abs. 2 AGBG nur die davon betroffenen Punkte von 
der Anwendung des AGB-Gesetzes aus (Ulmer aaO § 1 Rn. 45).

2. Nach Meinung des Berufungsgerichts ist die Unklar­
heitenregel des § 5 AGBG auf Nr. V der "Allgemeinen Be­
dingungen" nicht anwendbar. Das begegnet nach dem unstrei­
tigen Sachverhalt keinen rechtlichen Bedenken.

Der Wortsinn der Klausel ist eindeutig. Danach ist 
bei nicht pünktlicher oder nicht vollständiger Zahlung 
von Zinsen und Tilgungsleistungen der jeweilige Kapital-



-  6 -

rest, auch wenn er noch nicht fällig ist, für die Dauer
des Verzuges mit den in der Klausel genannten.erhöhten 
Sätzen zu verzinsen. Es bedarf daher nicht der Heran­
ziehung weiterer Umstände (Ulmer aaO § 5 Rn. 13).

3. Es kann dahinstehen, ob Nr. V der "Allgemeinen Be­
dingungen" - was das Berufungsgericht verneint - eine 
im Sinne von § 3 AGBG überraschende Klausel ist. Die 
Klausel ist jedenfalls nach § 9 AGBG unwirksam.

a) Nach dieser Vorschrift, die grundsätzlich auch 
zugunsten von Kaufleuten Anwendung findet (§24 AGBG; 
Brandner in U-lmer/Brandner/Hensen aaO § 24 Rn. 22; Horn 
in Wolf/Horn/Lindacher AGBG § 24 Rn. 14), sind Bestim­
mungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen unwirksam, 
wenn sie den Vertragspartner des Verwenders entgegen 
den Geboten von Treu und Glauben unangemessen benachtei­
ligen. Das ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine Bestim­
mung mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Re­
gelung, von der abgewichen wird, nicht zu vereinbaren 
ist (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 AGBG). Das Berufungsgericht ist 
der Auffassung, daß Nr. V der "Allgemeinen Bedingungen", 
obwohl von der gesetzlichen Verzugsfolgenregelung abwei­
chend, den Schuldner nicht unangemessen benachteilige, 
weil die Berechnung höherer Verzugszinsen auch von dem 
noch nicht fälligen Darlehenskapital für den Schuldner 
weniger drückend sei als eine - ebenfalls mögliche - 
Kündigung, die ihn verpflichte, neben den Zinsen auch 
das Kapital zurückzuzahlen. Dies wird von der Revision 
zu Recht beanstandet.

b) Nr. V der "Allgemeinen Bedingungen" weicht von 
der gesetzlichen Regelung des VerzugsSchadens (§§ 286,
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288 BGB) ab, soweit die Klausel bei Verzug auch schon 
mit Teilen einer Zins- und Tilgungsleistung eine Ver­
zinsung der gesamten noch nicht fälligen Kapitalrest­
schuld für die Dauer des Verzugs vorsieht und die Ver­
zugszinsen auf 6 % p.a. über dem jeweiligen Diskontsatz 
der Deutschen Bundesbank, mindestens 9 % p.a., festlegt. 
Durch diese Klausel wird der bei Verzug zu ersetzende 
Schaden (§ 286 Abs. 1 BGB), soweit er in den über 4 % 
hinausgehenden Verzugszinsen liegt {§ 288 Abs. 2 BGB), 
auf einen nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge nicht 
zu erwartenden Schadensumfang festgelegt (vgl. § 252 BGB). 
Dies zeigt sich vor allem, wenn der Schuldner schon 
bald nach Vertragsschluß mit. einer Tilgungsrate in Ver­
zug gerät; die dann geschuldete Verzinsung des Gesamt­
kapitals mit 6 % über dem Bundesbankdiskontsatz kann - 
wie vorliegend - zu einem Zuschlag führen, der deut­
lich mehr als die Hälfte des vertraglichen Zinses aus­
macht (hier 57.375 DM gegenüber 36.125 DM Vertragszin­
sen pro Vierteljahr). Darüber hinaus schneidet die Klau­
sel dem Schuldner den Nachweis ab, daß ein Verzugsscha­
den, falls entstanden, jedenfalls niedriger sei als 
der nach der Klausel zu ersetzende.

Mit diesem Inhalt verstößt die Klausel auch gegen 
die in § 11 Nr. 5 a und b AGBG (Pauschalierung von Scha­
densersatzansprüchen) enthaltene gesetzliche Wertung.
Diese Vorschrift ist zwar auf Allgemeine Geschäftsbedin­
gungen, die gegenüber einem Kaufmann verwendet werden, 
wenn der Vertrag zum Betriebe seines Handel sgew.erbes ge­
hört, nicht anzuwenden (§ 24 Satz 1 Nr. 1 AGBG). Das 
schließt es aber nicht aus, die in § 11 Nr. 5 AGBG ent­
haltene gesetzliche Mißbilligung solcher Schadenspau- 
schalierungsbestimmungen im Rahmen von § 9 AGBG, der auf
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Kaufleute uneingeschränkt anwendbar ist, zu berücksichti­
gen (Wolf in Wolf/Horn/Lindacher aaO vor §§ 10, 11 Rn.13; 
Brandner aaO § 24 Rn. 19, jeweils mit weit. Nachweisen; 
MünchKomm/Kötz § 24 AGBG Rn. 6; vgl. auch § 24 Satz 2 
Halbs. 1 AGBG). Gegenüber § 11 Nr. 5 AGBG wäre es zwar 
unbedenklich, wenn der Gläubiger, der in aller Regel mit 
Bankkredit arbeitet, die Verzugszinsen mit 2 % über dem 
Bundesbankdiskontsatz pauschaliert und dem Schuldner die 
Möglichkeit des Nachweises beläßt, daß ein Zinsschaden 
überhaupt nicht oder wesentlich niedriger entstanden sei 
(BGH ürt. vom 7. Oktober 1981 - VIII ZR 229/80 = NJW 1982, 
331, 334 unter II). Nr. V der "Allgemeinen Bedingungen" 
weicht indes von einer solchen Pauschalierung des nach 
dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge zu erwartenden Scha­
dens wesentlich ab. Auch wenn man davon ausgeht, daß 
der Klägerin bei Verzug des Beklagten mit nur einer Zins- 
und Tilgungsrate Bearbeitungskosten entstehen, die mit 
den Vertrags- und den gesetzlichen Verzugszinsen für die 
fälligen Raten nicht abgegolten sind, fehlt jede auch 
nur annähernd an diesen Kosten ausgerichtete Schadens­
berechnung.

c) Diese Klausel benachteiligt den Kläger entgegen 
den Geboten von Treu und Glauben in unangemessener Wei­
se (§ 9 AGBG). Eine Pauschalierung, die zu einer Berei­
cherung führt, weil sie sich nicht am gewöhnlichen Lauf 
der Dinge orientiert, widerspricht in wesentlichen Bezü­
gen der gesetzlichen Regelung (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 AGBG) 
und ist deshalb in sachlicher Übereinstimmung mit § 11 
Nr, 5 a AGBG grundsätzlich unwirksam (Hensen in Ulmer/ 
Brandner/Hensen aaO § 11 Nr. 5 Rn. 24; Wolf aaO § 11 
Nr, 5 Rn. 36). Besondere kaufmännische Gesichtspunkte, 
die hier zu einer abweichenden Beurteilung Anlaß geben

.*.»•»r »»wflfjr
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könnten, sind nicht ersichtlich. Ein Interesse der Klä­
gerin, den Vertragsgegner bei Verzug mit einer Zins- 
und Tilgungsrate so erheblich zu belasten und ihm den 
Beweis eines wesentlich geringeren Verzugsschadens abzu­
schneiden, ist nicht anzuerkennen. Auch das Berufungsge­
richt hat dies nicht angenommen. Seine Erwägung, die Re­
gelung sei gleichwohl nicht unangemessen, weil der 
Schuldner durch die Mbloße” Berechnung von Verzugszin­
sen weniger belastet werde als bei einer ausgesproche­
nen Kündigung, überzeugt nicht. Mit dieser Begründung 
lassen sich die Bedenken, die nach Maßgabe des gesetz­
lichen Grundanliegens in § 11 Nr. 5 AGBG gegenüber der 
Schadenspauschalierung durchgreifen, nicht ausräumen. 
Hinzu tritt, daß es auch zum Vorteil des Gläubigers aus- 
schlagen kann, wenn er nicht zur Kündigung schreiten 
muß, um in den Genuß höherer Zinsen als der Vertrags­
zinsen für das gesamte- dargeliehene Kapital zu kommen. 
Das Festhalten am Vertrag kann für den Gläubiger u.a. 
dann vorteilhaft sein, wenn das allgemeine Zinsniveau 
vor Vertragserfüllung fällt. Nr. V der "Allgemeinen Be­
stimmungen” würde der Klägerin in diesem Fall die Chance 
eröffnen, den Beklagten bei Verzug an Zinsen festzuhal­
ten, die ganz erheblich über einem inzwischen gesenkten 
Zinsniveau liegen. Der Schuldner hingegen hätte keine 
rechtliche Handhabe, sich seinerseits vom Vertrag zu lö­
sen und zu günstigeren Bedingungen umzuschulden. Schon 
dies zeigt, daß der Hinweis auf die Kumulierung von Mög­
lichkeiten, die Nr. V der "Allgemeinen Bedingungen" der 
Gläubigerin eröffnet, nicht "formalistisch" ist, wie das 
Berufungsgericht meint.

d) Ob die Erwägung des Berufungsgerichts durchgrei­
fen könnte, wenn Nr. V als Vertragsstrafenregelung anzu-
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sehen wäre, bedarf nicht der abschließenden Erörterung. 
Denn nach Wortlaut und Inhalt der Bestimmung handelt es 
sich nicht um eine Vertragsstrafe. Die Bestimmung regelt 
den "Verzugsschaden". Sie mag wegen der Höhe der Verzugs­
zinsen und der Erstreckung auf das noch nicht fällige 
Darlehenskapital geeignet sein, zusätzlich auf den Schuld­
ner Druck auszuüben, die geschuldete Leistung fristge­
recht zu erbringen. Das stellt indes nur eine Nebenwir­
kung der hohen Verzugszinsen dar, wie sie bei jeder 
drückenden Verzugsschadensregelung eintritt, und berech­
tigt nicht zu der Annahme, daß in Wahrheit eine Vertrags­
strafe gewollt sei (vgl. Wolf aaO § 11 Nr. 5 Rn. 8). Es 
bedarf daher nicht der Entscheidung, ob die Bestimmung 
nicht auch als Vertragsstrafenklausel zu mißbilligen wä­
re, weil sie (nur) an den Zahlungsverzug anknüpft (Wolf 
aaO § 11 Nr. 6 Rn. 15; Hensen aaO § 11 Nr. 6 Rn. 9).

A. Das angefochtene Urteil kann wegen der Unwirksam­
keit der Nr. V der "Allgemeinen Bedingungen" in dem an-
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geführten Umfang nicht bestehenbleiben. Da nicht ausge­
schlossen werden kann, daß die Klägerin infolge des Ver­
zugs der FAC Schäden erlitten hat, das Berufungsgericht 
aber hierzu keine Feststellungen getroffen hat, war die 
Sache insoweit unter Aufhebung des' angefochtenen Ur­
teils an das Berufungsgericht zurückzuverweisen.

Richter am BGH Kröner be­
findet sich in Urlaub und 
kann daher nicht unter­
schreiben.

Krohn Tidow Krohn

Boujong Halstenberg
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